
Hier spricht die DVU-Brandenburg
„Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt!“   
     (Marie von Ebner- Eschenbach)

Versprochen ist versprochen ...    
und wird dann doch gebrochen

 
 Schlagzeilen der vergangenen Tage:

SPD will mehr Geld für Kita-Personal / Betreuungsschlüssel soll nach 
der   Wahl verbessert werden   •  SPD setzt im Wahlkampf auf Bildung — 
bis 2014  sollen in Brandenburg  250 neue Lehrer neu eingestellt werden   
•  SPD will mit Bildung punkten      usw., usf.. 
Wenn wir das lesen, dann fragen wir uns, ob die Genossen vergessen 
haben, daß     
•  seit 1990 die SPD in der Regierung sitzt, 
•  seit 1994 den Sozialdemokraten das Bildungsressort untersteht. 
Die Wahrheit ist, dass das Land Brandenburg, dank einem Jahrzehnt   
sozialdemokratischer Regierung, pleite war und ist und dass deswegen  
gekürzt und gestrichen werden musste, was das Zeug hält. 
Es liegt an dieser grundfalschen und nur am Geld ausgerichteten 
Politik,   dass Brandenburger Eltern sich heute um die langen 
Schulwege ihrer Kinder   Gedanken machen müssen.
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Die SPD will in der kommenden Legislaturperiode dafür sorgen, 
dass nicht mehr als 28 Kinder pro Klasse in den Schulen des 
Landes lernen. In den Krippen will die SPD den 
Betreuungsschlüssel dem anderer Länder anpassen, so dass in 
Zukunft auf einen Erzieher nur noch sechs und nicht wie bisher 
sieben Kinder kommen.

Alles Forderungen, die die DVU schon vor Jahren stellte.

Wenn die Genossen das wirklich alles wollten, warum wollen sie 
das erst nach der Wahl durchsetzen? 19 Jahre hatten die 
Genossen Zeit dazu und ausgerechnet jetzt, wo wir uns mitten in 
einer schweren Finanz- und Wirtschaftskrise befinden, möchten 
die Genossen diese kostenintensiven Maßnahmen durchsetzen?

Wie gedenken sie, diese zu finanzieren, ohne großartig 
Schulden aufnehmen zu müssen?
Wo soll gestrichen werden, um die gemachten Versprechen 
zu finanzieren?
Das sagen die Genossen den Wählern selbstverständlich nicht.
Bleibt zu hoffen, dass alle Brandenburger sich diese Fragen 
stellen und nicht auf die unseriösen Wahlkampfversprechen 
hereinfallen.
Versprochen ist versprochen und wird  - leider allzu oft -
dann doch gebrochen.
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